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Sozialbilanzen

Politik des langenM arsches
Von Meinolf Dierkes
Deutschlands Gewerkschaften 
halten Sozialbilanzen für wenig 
aussagekräftig. International in­
des gilt die gesellschaftsbezo­
gene Berichterstattung deutscher 
Firmen als wegweisend. Pro­
fessor Meinolf Dierkes, Direk­
tor des internationalen Instituts 
für Umwelt und Gesellschaft 
im Wissenschaftszentrum Ber­
lin, bewertet Konzepte und Ten­
denzen in Europa und Amerika.

S ozialbilanzen waren bislang im we­
sentlichen von Interesse für die 

betriebswirtschaftliche Forschung, die 
sich mit den Beziehungen zwischen 
Unternehmen und Gesellschaft, mit 
Fragen der Erweiterung des Rech­
nungswesens und allgemeiner Unter­
nehmenspolitik beschäftigte, sowie für 
eine kleine, innovationsfreudige Grup­
pe von Unternehmen, die weltweit mit 
diesen Konzepten experimentierte.

Diese Situation hat sich jedoch 
vor allem im letzten Jahr wesentlich 
geändert: Mehr und mehr rücken So­
zialbilanzen in das öffentliche und poli­
tische Interesse. Sichtbar geworden ist 
dies insbesondere durch 
□  Verabschiedung eines entsprechen­
den Gesetzes im französischen Par­
lament;
□  Anstrengungen internationaler Or­
ganisationen wie der Vereinten Natio­
nen, der OECD oder der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, 
Verhaltenskodices für Unternehmen 
und entsprechende Konzepte für eine 
erweiterte Rechenschaftslegung zu ent­
wickeln;
□  zunehmende Auseinandersetzun­
gen zwischen Unternehmen und Ge­

werkschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland über Bedeutung wie auch 
Aufbau solcher Berichte, vor allem in 
Hinblick auf die Wertschöpfungsrech­
nung.

Weitere Indikatoren wachsenden 
öffentlichen und politischen Interesses 
für Sozialbilanzen: die breite Reso­
nanz in Presse und Öffentlichkeit zum 
Symposium des Landeskuratoriums 
NRW des Stifterverbandes für die 
Deutsche Wissenschaft zu Anfang die­
ses Jahres; die umfassende Diskus­
sion in der Schweiz zum generellen 
Konzept, aber auch zu spezifischen 
Inhalten nach Vorlage der Sozialbilanz 
des Migros-Genossenschafts-Bundes 
Anfang September; Aktivitäten des 
US-amerikanischen Handelsministe­
riums zur Entwicklung eines „social 
performance index" für Unternehmen; 
schließlich die Diskussion um eine ge­
setzliche Verpflichtung zur Veröffent­
lichung einzelner zentraler Daten über 
die gesellschaftlichen Auswirkungen 
der Unternehmenstätigkeit in verschie­
denen europäischen Ländern.

Die Diskussion dürfte zudem in 
der Bundesrepublik Deutschland durch 
die zweite Umfrage zum gesellschaft­
lichen Engagement der deutschen In­
dustrie noch weiter gefördert werden, 
die „manager magazin" in Zusam­
menarbeit mit der „Stiftung Gesell­
schaft und Unternehmen“ vor kurzem 
begonnen hat. Dabei soll versucht wer­
den, im Vergleich zur 1975 durchge­
führten Untersuchung darzustellen, in 
welchem Umfang Änderungen nicht 
nur in der externen Berichterstattung 
der Unternehmen, sondern auch im 
tatsächlichen gesellschaftsbezogenen 
Handeln erfolgt sind.
Stand der konzeptionellen 
Entwicklung
Ein Gesamtüberblick über den Um­
fang, in dem heute schon auf freiwilli­
ger Basis in den industrialisierten 
Ländern mit verschiedenen Konzep­
ten der gesellschaftsbezogenen Be­
richterstattung experimentiert wird, 
existiert nicht. Sowohl bei Aussagen 
über den Umfang der Diskussion und 
der Experimente wie auch für die Ein­
schätzung der verschiedenen konzep­
tionellen Ansätze muß daher heute im 
wesentlichen auf Schätzungen bzw. 
prominente Einzelbeispiele zurückge­
griffen werden.

Im Hinblick auf den Gesamtum­
fang der Diskussion, aber auch die 
Intensität der Anstrengungen auf der 
Ebene einzelner Unternehmen fällt zu­
nächst auf, daß seit 1973 die bis da­
hin allgemein anerkannte Dominanz 
der US-amerikanischen Diskussion 
durch eine umfangreichere und tiefer­

gehende Entwicklung in verschiede­
nen europäischen Ländern abgelöst 
wurde.

Dies gilt insbesondere für Län­
der wie Frankreich, Schweden und die 
Bundesrepublik Deutschland, in gerin­
gerem Umfang aber auch für Großbri­
tannien, Holland, Belgien und Nor­
wegen. Während die meisten ameri­
kanischen Sozialbilanzen im wesent­
lichen bei der Form rein verbal be­
schreibender Berichte (den erweiter­
ten Sozialberichten deutscher Unter­
nehmen entsprechend) stehengeblie­
ben sind, zeichnet sich in Europa seit 
1973 eine Entwicklung zu einem stär­
ker strukturierten Berichterstattungs­
konzept unter Einbeziehung theore­
tisch fundierterer wie auch umfassen­
derer Indikatorensysteme für die ein­
zelnen Bereiche ab.

Im Hinblick auf die Gesamtzahl 
der von Unternehmen vorgelegten 
oder auch intern erstellten Berichte 
dürften Frankreich und die Bundes­
republik Deutschland in gleicher Weise 
als führend anzusehen sein. So wer­
den in der Bundesrepublik Deutsch­
land von circa 20 Unternehmen heute 
schon mehr oder weniger kontinuier­
lich Sozialbilanzen veröffentlicht.

Darüber hinaus wird geschätzt, 
daß mehr als 100 weitere Unterneh­
men Sozialbilanzen für interne Steue­
rungszwecke oder auch als Schubla­
denentwürfe für den Fall erstellt ha­
ben, daß größerer sozialer Druck eine 
Veröffentlichung einer solchen Infor­
mation nahelegt. In etwa gleichem Um­
fang dürfte sich eine Reihe französi­
scher Unternehmen hier engagiert 
haben.

Die Varianten in der konzeptio­
nellen Entwicklung sind, auch wenn 
die einzelnen Bezugsfelder des Unter­
nehmens mit unterschiedlicher Inten­
sität und zum Teil auch unterschiedli­
chen Indikatoren belegt sind, eher ge­
ring.

Dies dürfte seine Gründe im 
wesentlichen darin haben, daß die me­
thodische Diskussion von Anfang an 
auf internationaler Ebene geführt 
wurde und die Mehrzahl der Unter­
nehmen, die bislang Sozialbilanzen 
veröffentlichen oder für interne Zwecke 
erstellen, in diese internationale Dis­
kussion eingebunden war.

Im wesentlichen folgt die Unter­
nehmenspraxis und die ihre Experi­
mente begleitende Wissenschaft in al­
len Ländern heute drei verschiedenen 
Konzepten:
□  dem Ansatz einer erweiterten ge­
sellschaftlichen Nutzenrechnung,
□  der Erweiterung des Sozialberichts 
vornehmlich im Hinblick auf eine Wert-
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Sozialbilanzen
Schöpfungsrechnung, sowie in neue­
ster Zeit
□  der Rechenschaftslegung über ge­
nau spezifizierte Unternehmensziele 
(„goal accounting“ ).

Zur ersten Gruppe müssen vor 
allem die für den deutschen Raum 
schon klassischen Sozialbilanzen der 
Steag und Saarbergwerke gezählt 
werden, die versuchen, betrieblichen 
Aufwendungen bestimmten gesell­
schaftlichen Nutzen zuzurechnen. Eine 
erweiterte und vertiefte Version dieses 
Ansatzes haben das Weingut Ferd. 
Pieroth in seinen Sozialbilanzen 1973/ 
74 und 1975/76 und die BASF in ihrer 
Veröffentlichung „Menschen, Arbeit, 
Geschäft-Sozialbilanz“ 1975 und 1976 
vorgestellt. Auch hier konnten aller­
dings die schon bei der Steag deut­
lich gewordenen grundlegenden 
Schwächen dieses Konzeptes nicht 
völlig beseitigt werden. Neben der 
Pionierfunktion ist es jedoch das be­
sondere Verdienst dieser Ansätze, daß 
sie zum erstenmal versuchten, auch 
über solche gesellschaftliche Nutzen 
zu berichten, die einer Darstellung 
nur schwer zugänglich sind.

Die erweiterte gesellschaftliche 
Nutzenrechnung muß im Rahmen der 
internationalen Entwicklung im wesent­
lichen als Besonderheit der deutschen 
Sozialbilanzdiskussion angesehen wer­
den; keine der bekanntgewordenen 
ausländischen Sozialbilanzen folgt ei­
nem Konzept, das diesem Vorgehen 
entspricht.

Die Mehrzahl aller Sozialbilanzen 
im In- und Ausland ist der zweiten 
Kategorie, der Erweiterung des Sozial­
berichtes, zuzuordnen. Es handelt sich 
hier im wesentlichen um eine stark 
verbale Beschreibung der gesellschaft­
lichen Beziehungen des Unterneh­
mens, wie sie traditionell in den So­
zialberichten deutscher Unternehmen 
im Hinblick auf das Beziehungs­
feld „Unternehmen/Mitarbeiter“ er­
stellt werden.

Als Beispiele für viele seien aus 
der Bundesrepublik Deutschland die 
Berichte von Rank Xerox, Stinnes und 
Hoechst erwähnt. Diesem Konzept zu­
zurechnen sind auch die Berichte von 
Avon Rubber (Großbritannien), Rous- 
sel-Uclaf (Frankreich) sowie verschie­
dener holländischer und belgischer 
Unternehmen.

Auch wenn in wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen im In- und Aus­
land berechtigterweise auf die Lücke 
hingewiesen wird, die zwischen dem 
Anspruch einer gesellschaftsbezoge­
nen Berichterstattung und diesen Be­

richten besteht, so muß doch betont 
werden, daß die Politik des „langen 
Marsches“ , die hinter diesen Ansätzen 
steht, langfristig recht vielversprechend 
sein dürfte.

Von Bedeutung ist eine solche 
Politik, weil sie im wesentlichen die 
vorsichtige Erweiterung der Bericht­
erstattung um solche Bereiche be­
inhaltet, die als gesellschaftlich wichtig 
erkannt werden und bei denen ein zu­
nehmendes Informationsbedürfnis tra­
ditioneller und neuer Bezugsgruppen 
der Unternehmen besteht -  und das 
in einer Weise, die dem Informations­
verhalten gerade dieser neuen Grup­
pen angepaßt zu sein scheint.

Eine noch weiter entwickelte und 
langfristig wahrscheinlich erfolgrei­
chere Politik auf diesem Gebiet stellt 
die dritte Variante der heutigen Experi­
mente dar: die Integration von Ge­
schäftsbericht und gesellschaftsbezo­
gener Berichterstattung.

Sie wurde zum erstenmal von 
der Deutschen Shell AG in ihren Ge­
schäftsberichten /  Sozialbilanzen 1975 
und 1976 sowie (in modifizierter Form) 
vom Migros-Genossenschafts-Bund 
(Zürich) versucht und wird ansatz­
weise auch von schwedischen Unter­
nehmen (beispielsweise dem Fortia- 
Konzern) praktiziert.

Dieses auch in der Wissenschaft 
noch wenig diskutierte Konzept dürfte 
am angemessensten durch den Begriff 
„Unternehmenszielbezogene Bericht­
erstattung“ („goal accounting and re- 
porting“ ) beschrieben werden. Es geht 
davon aus, daß Unternehmen mit ei­
nem hochentwickelten Management­
system heute über einen Katalog von 
Unternehmenszielen verfügen, die so­
wohl die ökonomischen als auch die 
gesellschaftsbezogenen Aufgaben um­
fassen, die sich das jeweilige Unter­
nehmen gestellt hat. Der auch für den 
Bereich der gesellschaftlich bedeut­
samen Auswirkungen der Unterneh­
menstätigkeit naheliegende Schluß ist 
daher, die Unternehmen an diesen von 
ihnen gewählten Zielen selbst zu mes­
sen und die Berichterstattung danach 
auszu richten.

Insgesamt erscheint diese Form 
der gesellschaftsbezogenen Berichter­
stattung umfassender, informativer und 
überzeugender als die anderen An­
sätze. Im Hinblick auf die externe Be­
richterstattung dürfte vor allem von 
Vorteil sein, daß hier klare Ziele vor­
gelegt werden und die Leistung des 
Unternehmens an diesen Zielen ge­
messen wird. Es ist zu erwarten, daß 
mit zunehmendem Druck auf Groß- 
und Größtunternehmen, solche Unter­
nehmenszielkataloge zu entwickeln,

immer mehr Unternehmen diesem 
Konzept der zielbezogenen Berichter­
stattung folgen. In diesem Zusam­
menhang sei als Indiz für die Um­
orientierung auch ein entsprechender 
Hinweis in der Sozialbilanz der Ferd. 
Pieroth Weingut-Weinkellerei GmbH 
1975/76 erwähnt.

Insgesamt zeigt sich: Die Mehr­
zahl der Berichte ist auch heute noch 
im wesentlichen auf der Ebene verbal 
beschreibender Darstellung anzusie­
deln. Doch muß hervorgehoben wer­
den, daß sich die Berichterstattung 
insbesondere in den Beziehungsfel­
dern „Unternehmen/Mitarbeiter“ und 
„Unternehmen/physische Umwelt“ in 
den letzten Jahren stark verbessert 
hat. Es ist hier, wenigstens bei den 
führenden Sozialbilanzen, ein hoher 
Konsens im Hinblick auf die Aus­
wahl der zu berichtenden Tatbestände 
wie auch ihre Messung mit Hilfe ver­
schiedener Indikatoren erreicht wor­
den -  ein Konsens, der gleichzeitig 
auch hohen methodischen Ansprüchen 
gerecht wird.
Stand der politischen 
Diskussion
Die Funktion der Diskussion um So­
zialbilanzen als Kristallisationspunkt 
der Auseinandersetzung um die ord­
nungspolitischen Prinzipien, die das 
wirtschaftliche Handeln und Zusam­
menleben in unserer Gesellschaft und 
damit auch die Beziehungen „Unter- 
nehmen/Gesellschaft“ zukünftig lei­
ten sollen, hat schon relativ frühzeitig 
zu einem hohen politischen Stellen­
wert der Experimente in den meisten 
europäischen Ländern geführt.

Insbesondere wurde die Bedeu­
tung von Sozialbilanzen schon bald 
von den Wirtschaftsverbänden er­
kannt. Stellvertretend für viele sei hier 
auf die Aktivitäten des Centre de Re- 
cherches d'Etudes des Chefs d ’Entre- 
prise verwiesen, in dessen Umfeld 
die erste französische Veröffentlichung 
zu Sozialbilanzen entstand („Le bilan 
social de l’entreprise“ , Paris 1976), 
auf den Bericht der Confederation of 
British Industry zu „The Responsibi- 
lities of the British Public Company“ 
und auf die Stellungnahme der Bun­
desvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände (BDA).

In all diesen Verlautbarungen, 
vor allem der Stellungnahme der BDA, 
wird die Wirtschaft ermutigt, in großem 
Umfang mit Sozialbilanzen zu experi­
mentieren. Dies geschieht unter be­
sonderer Hervorhebung der ordnungs­
politischen Bedeutung.

Auf Arbeitnehmerseite haben sich 
vor allem die deutschen und engli­
schen Gewerkschaften mit Sozialbilan-
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Sozialbilanzen
zen beschäftigt. Nicht zuletzt das In­
teresse der englischen Gewerkschaf­
ten, die Informationsbasis für Tarif­
verhandlungen zu erweitern und zu 
verbessern, führte zum Bericht „The 
Future of Company Reports", der dem 
britischen Parlament vorgelegt wurde.

Der Vorstand des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes hat ebenfalls zum 
Konzept der Sozialbilanzen Stellung 
genommen. Zwar deutet diese im Ja­
nuar 1977 veröffenlichte Erklärung auf 
eine grundlegende Skepsis hin; in der 
Zwischenzeit scheinen die Gewerk­
schaften jedoch zunehmend den Stel­
lenwert und die breiten Anwendungs­
möglichkeiten der Sozialbilanz zu er­
kennen.

Dies hat dazu geführt, daß sich 
die Diskussion um bestimmte Inhalte 
der Sozialbilanzen verstärkt hat -  vor 
allem im Beziehungsfeld „Unterneh- 
men/Mitarbeiter" und bei der Behand­
lung von Abschreibungen in Wert­
schöpfungsrechnungen sowie in der 
Frage der Mitwirkung des Betriebsrates 
bei ihrer Erstellung.

Ähnlich zu werten ist die umfang­
reiche Kritik der IG Chemie, Papier, 
Keramik an der Sozialbilanz 1976 der 
BASF AG. Überhaupt lassen verschie­
dene Stellungnahmen erwarten, daß 
in den kommenden Monaten eigene 
Vorstellungen zur Erstellung von So­
zialbilanzen durch die deutschen Ge­
werkschaften entwickelt werden.

Im Gegensatz dazu haben sich 
die politischen Parteien hierzulande in 
der Diskussion zunächst weitgehend 
zurückgehalten. Daß bisher nur Stel­
lungnahmen einzelner Bundestagsab­
geordneter der großen Parteien vor­
liegen, erstaunt insbesondere vor dem 
Hintergrund der politischen Diskus­
sion im Ausland, aber auch in in­
ternationalen Organisationen. Dort 
wurde diese Idee sehr schnell im 
politischen Raum aufgegriffen und 
insbesondere unter ordnungspoliti­
schen Gesichtspunkten diskutiert. Da­
bei geht es oft gar nicht mehr um die 
Frage nach der Bedeutung dieses Kon­
zeptes -  sie wird weithin anerkannt - ,  
sondern darum, ob und in welcher 
Form bestimmte Unternehmen durch 
gesetzliche Maßnahmen zur Veröffent­
lichung von Sozialbilanzen verpflichtet 
werden sollen.

So hat im Juli 1977 die franzö­
sische Nationalversammlung ein Ge­
setz verabschiedet, das allen Unter­
nehmen mit mindestens 750 Beschäf­
tigten die Veröffentlichung einer So­
zialbilanz ab 1979 und allen Unterneh­
men mit mindestens 300 Beschäftigten

eine solche Veröffentlichung ab 1982 
vorschreibt.

In einem speziellen Dekret vom 
Dezember 1977 hat dann die Regie­
rung eine Liste der Indikatoren festge­
legt, die in diese Berichterstattung 
aufgenommen werden sollen. Im we­
sentlichen konzentriert sich die Gesetz­
gebung auf das Beziehungsfeld „Un- 
ternehmen/Mitarbeiter“ , einen Bereich, 
der nicht nur von hervorragender Be­
deutung ist, sondern für den auch be­
reits eine Fülle allgemein akzeptierter 
Indikatoren und Berichterstattungskon­
zepte vorliegt.

Nicht nur aus deutscher Sicht 
wird jedoch zu fragen sein, ob für eine 
derartige Gesetzgebung die Standar­
disierung der Indikatoren schon weit 
genug gediehen ist -  kann doch die 
Gefahr bestehen, daß durch eine früh­
zeitige Gesetzgebung der erforderliche 
Spielraum für weitere Experimente ge­
genüber dem als zentral erkannten In­
teresse der Vergleichbarkeit der Da­
ten und der gleichmäßigen Verpflich­
tung aller Unternehmen zu stark und 
zu schnell eingeengt wird.

Der Notwendigkeit, weitere Erfah­
rungen durch Experimente zu sam­
meln, scheint dagegen die Gesetzge­
bung in Norwegen gerecht werden zu 
wollen: Vorgesehen ist nur eine all­
gemeine Verpflichtung zur Veröffent­
lichung einer Reihe gesellschaftlich re­
levanter Informationen für Unterneh­
men einer bestimmten Größenord­
nung; Indikatoren oder andere Aspek­
te werden jedoch nicht im einzelnen 
festgelegt.

Auch in anderen europäischen 
Ländern wird die Frage nach einer ge­
setzlichen Veröffentlichungspflicht von 
Sozialbilanzen zunehmend diskutiert. 
So wird in Belgien eine baldige Ge­
setzesdebatte erwartet, ein entspre­
chender Entwurf liegt offiziell allerdings 
noch nicht vor. Eine Erweiterung der 
Sozialberichterstattung sieht die Ge­
setzgebung in Holland vor, die eine 
Ausweitung der Berichte an zentrale 
Arbeitnehmervertretungen festlegt.

In Großbritannien liegt das zi­
tierte Dokument „The Future of Com­
pany Reports“ bereits dem Parlament 
vor, das unter anderem die Verpflich­
tung zu einer Wertschöpfungsrech­
nung („Statement of added value“ ), 
einer Sozial- („employment State­
ment“) und einer Energieverbrauchs- 
Statistik („energy usage“ ) vorsieht. 
Ohne ihre Meinungsbildung als abge­
schlossen zu betrachten, schlägt die 
Regierung in diesem Dokument vor, 
nur größere Unternehmen mit einer 
Beschäftigtenzahl von mehr als 500 
Mitarbeitern oder einem Umsatz von

mehr als fünf Millionen Pfund zu einer 
Berichterstattung auf diesen Gebieten 
gesetzlich zu verpflichten.

Ganz anders die augenblickliche 
Situation in den Vereinigten Staaten: 
Dort wurde die Börsenaufsicht SEC in 
einem sechsjährigen Rechtsstreit durch 
zwei Instanzen verpflichtet zu prüfen, 
ob nicht im Rahmen der Börsenzulas­
sung von Aktien breitangelegte gesell­
schaftliche Rechnungslegungen von 
Unternehmen gefordert werden sollen.

Interessiert an einer erweiterten 
Bilanzierung der Unternehmen, die 
auch Daten des Umweltschutzes und 
Einstellungspraktiken im Hinblick auf 
die Beschäftigung sozialer Minoritäten 
umfassen soll, zeigten sich vor allem 
„public interest groups“ wie der Coun­
cil on Economic Priorities.

Der Anspruch auf eine erweiterte 
Berichterstattung wird hier vor allem 
ökonomisch begründet: Zur Einschät­
zung der wirtschaftlichen Perspekti­
ven eines Unternehmens durch einen 
potentiellen Aktionär sei zunehmend 
die Angabe sozialer Daten erforder­
lich, wie sie in einer Bilanz klassischer 
Prägung nicht gegeben würden.

Die SEC zeigte bislang wenig 
Neigung, dieser immer stärker werden­
den Forderung nach einer breiter an­
gelegten gesellschaftlichen Rech­
nungslegung zu folgen. Als Ergebnis 
eines Hearings im April und Mai 1975 
glaubte das Amt noch eine Politik ver­
treten zu können, die nur eine sehr 
geringe Ausweitung der pflichtgemä­
ßen Unternehmensberichterstattung 
erforderlich gemacht hätte. Der 
Rechtsstreit, bei dem die SEC Beru­
fung eingelegt hat, ist noch nicht ab­
geschlossen.

Neuerdings zeigt auch die US- 
Regierung ein größeres Interesse an 
der Entwicklung einer gesellschafts­
bezogenen Berichterstattung für Un­
ternehmen. In einer stark beachteten 
Rede erläuterte Handelsministerin Dr. 
Juanita Kreps im vergangenen Dezem­
ber das Programm des Ministeriums 
zur Entwicklung eines „social perfor- 
mance index“ , der als Grundlage ei­
nes freiwilligen Betriebsvergleichs 
über die gesellschaftlichen Nutzen und 
Belastungen amerikanischer Unterneh­
men herangezogen werden soll.

Einen weiteren Beitrag zur Ver­
stärkung des politischen Stellenwerts 
von Sozialbilanzen leisten auch die 
Bemühungen internationaler Organi­
sationen. Hier sei vor allem noch ein­
mal auf Vorschläge der Vereinten Na­
tionen zu „International Standards of 
Accounting und Reporting for Trans­
national Corporations“ hingewiesen, 
die als Minimalanforderungen für die
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gesellschaftsbezogene Berichterstat­
tung multinationaler Unternehmen drei 
Gebiete vorschlagen: „labour and
employment“ , „organisational struc- 
ture“ und „environmental measures“ . 
Diese Bereiche werden als Erweite­
rung des allgemeinen Geschäftsbe­
richts angesehen; das vorgelegte Kon­
zept lehnt. sich damit stark an die 
Grundvorstellungen einer zielbezoge­
nen Berichterstattung („goal account- 
ing “) an.
Schwerpunkte für die weitere Arbeit 
in Wissenschaft und Praxis
Die große Zahl von Experimenten wie 
auch die breite Diskussion um eine 
allgemeine Verpflichtung zur gesell­
schaftsbezogenen Berichterstattung in 
vielen Ländern sollten nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß sich die metho­
dische und konzeptionelle Entwick­
lung immer noch in den Anfängen be­
findet. Acht Jahre weltweiter For­
schungsanstrengungen reichen bei 
weitem noch nicht aus, hier schon wis­
senschaftlich wie auch aus Sicht der 
Unternehmenspraxis voll zufriedenstel­
lende Konzepte zur Verfügung zu stel­
len. Dies kann angesichts der jahr­
zehntelangen Diskussion um die Ent­
wicklung der klassischen Rechnungs­
legung im ökonomischen Bereich und 
des höheren Komplexitätsgrades der 
bei den Sozialbilanzen zur Diskussion 
stehenden Informationen nicht weiter 
verwundern.

Die weitere Entwicklung hängt im 
wesentlichen davon ab, in welchem 
Umfang Wissenschaft und Unterneh­
menspraxis in den kommenden Jah­
ren an weiteren Experimenten arbei­
ten werden. Derartige Experimente 
sollten dem augenblicklichen Wissens­
stand entsprechend vor allem in fol­
genden Bereichen liegen:
□ Fortentwicklung von Indikatoren. 
Hierbei kann man davon ausgehen, 
daß die Beziehungsfelder „Unterneh- 
men/Mitarbeiter“ und „Unternehmen/ 
physische Umwelt“ sowohl im Hin­
blick auf die Auswahl der zu berichten­
den Tatbestände als auch ihre Mes­
sung mit Hilfe verschiedener Indikato­
ren einen Entwicklungsstand erreicht 
haben, der zunächst als zufriedenstel­
lend angesehen werden kann. Weitaus 
weniger entwickelt sind dagegen die 
Beziehungsfelder „Unternehmen/Ab- 
nehmer“ (insbesondere im Hinblick 
auf Aspekte des Konsumentenschut­
zes in verbrauchernahen Wirtschafts­
zweigen) und „Unternehmen/soziale 
Umwelt". Hierauf wären in der näch­
sten Zeit vordringlich Versuche der 

64 Indikatorenentwicklung zu konzentrie­

ren. Ein gleiches gilt für das Bezie­
hungsfeld „Unternehmen/Lieferan- 
ten“ , auch wenn sich hier weniger 
gravierende konzeptionelle Probleme 
stellen als in den beiden anderen Be­
reichen.
□ Schematisierung und Komprimie­
rung der Datenpräsentation. Ein Teil 
der bisherigen Sozialbilanzen ist noch 
zu stark auf Public-Relations-Bemü- 
hungen traditioneller Prägung ausge­
richtet. Die vielen „bunten Bilder“ in 
den Berichten und textliche „Beschö­
nigungsversuche“ machen dies deut­
lich. Obwohl die unternehmenszielbe­
zogene Version der Berichterstattung 
(„goal accounting“) hier das Grund­
konzept für eine klarer abgrenzbare 
und damit auch weniger fragwürdige 
Darstellung bilden dürfte, sind doch 
weitere Anstrengungen erforderlich, 
die Gesamtberichterstattung kompri­
mierter, in ihrem Ergebnisteil vielleicht 
sogar fast schematisch zu gestalten.

Dies könnte beispielsweise in 
Form einer tabellarischen Darstellung 
von Zielen der Periode, Maßnahmen, 
Aufwendungen, erreichten Ergebnis­
sen sowie von Zielen für die nächste 
Periode geschehen. Ein solcher kom­
primierter Teil müßte dann um eine 
entsprechende Erläuterungssektion er­
gänzt werden, die beispielsweise dar­
legt, warum Ziele nicht erreicht oder 
vielleicht sogar übertroffen wurden, 
warum weniger Mittel zur Verfügung 
standen als geplant usw.

Darüber hinaus dürfte es im Hin­
blick auf eine Komprimierung und 
auch Verbesserung der Informations­
inhalte auch erforderlich sein, die bis­
her nur wenig verbundenen Elemente 
„Sozialrechnung", „Wertschöpfungs­
rechnung“ und „Sozialbericht" in eine 
Gesamtmatrix der gesellschaftlichen 
Vor- und Nachteile der Unternehmens­
tätigkeit zu überführen oder diese 
Einzelelemente wenigstens durch eine 
solche Matrix zu ergänzen. Dies soll­
te jedoch ohne jeden Zwang zur Mo­
netarisierung oder auch zur Heranzie­
hung eines anderen „gemeinsamen“ 
Nenners für die sehr verschiedenarti­
gen Auswirkungsbereiche und Einzel­
indikatoren erfolgen.
□ Empirische Erforschung der Infor­
mationsbedürfnisse. Die bisherigen 
Sozialbilanzen basieren im wesentli­
chen auf dem Verständnis von Unter­
nehmensangehörigen und Wissen­
schaftlern über die Information, die 
von traditionellen Bezugsgruppen des 
Unternehmens (Aktionäre, Massen­
medien, Fachpresse, Mitarbeiter usw.) 
und den sich herausbildenden neuen 
Bezugsgruppen (Konsumenten- und 
Verbraucherschutzorganisationen, Um­

weltschutzgruppen, Bürgerinitiativen 
und eine zunehmend sensibilisier­
te allgemeine Öffentlichkeit) im Hin­
blick auf gesellschaftliche Leistungen 
des Unternehmens erwartet werden.

Nachdem die erste Phase des 
Experimentierens weitgehend abge­
schlossen ist, gilt es nun, bei Vorlage 
entsprechender, nach dem heutigen 
Stand der Erkenntnis hochentwickel­
ter Sozialbilanzen mit den verschie­
denen Bezugsgruppen des Unterneh­
mens zu diskutieren, ob diese ihre In­
formationswünsche als befriedigt an- 
sehen, zusätzliche Informationen for­
dern oder auch bestimmte Bereiche 
der heutigen Berichterstattung für un­
interessant halten.

Das wiederum erfordert ein Ex­
periment mit den verschiedensten me­
thodischen Ansätzen: von Einzelge­
sprächen mit Mitgliedern dieser Grup­
pen über Gruppendiskussionen bis 
hin zu vielleicht standardisierten Be­
fragungen bei der Veröffentlichung von 
Sozialbilanzen in Form schriftlicher 
Umfragen.
□ Weitere Standardisierung der Be­
richterstattung. Der sich langsam her­
ausbildende Konsens über Berichter­
stattungsschemata und Indikatoren, 
wie er beispielsweise vom Arbeits­
kreis Sozialbilanz-Praxis getragen 
wird, müßte verbreitert und fortentwik- 
kelt werden. Es sollte von Wissen­
schaft und Wirtschaft gemeinsam an­
gestrebt werden, durch weitere Gre­
mien (in Analogie beispielsweise zur 
Arbeit der Schmalenbach-Gesellschaft 
im Bereich des klassischen Rech­
nungswesens) zu versuchen, über den 
bisherigen Konsens hinaus das fest­
zuschreiben, was als gemeinsame 
Konzepte der Berichterstattung und 
allgemein anwendbare Indikatoren an­
gesehen wird.
□ Experimente im Dienstleistungsbe­
reich. Die verstärkten Anstrengungen 
von Wissenschaft und Wirtschaft müß­
ten sich sodann auch auf die Entwick­
lung von Sozialbilanzen für solche 
Wirtschaftszweige konzentrieren, die 
bislang noch wenig Anstrengungen auf 
diesem Gebiet unternommen haben 
und bei denen auch die methodischen 
Schwierigkeiten größer sein dürften 
als in vielen Bereichen der Industrie. 
Dies gilt vor allem für Handel, Ban­
ken, Versicherungen und andere 
Dienstleistungsbetriebe. Von wenigen 
Ausnahmen abgesehen ist dieser gan­
ze Bereich noch methodisches Neu­
land. Dies gilt insbesondere für die 
Banken, die im Gegensatz zu Amerika 
in der Bundesrepublik nicht gerade 
eine führende Rolle in der Sozialbi­
lanz-Diskussion gespielt haben. H
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